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1. PLANUNGSANLASS 

Die Trianel Energieprojekte GmbH & Co. KG (nachfolgend Vorhabenträger) hat bei der Stadt 
Finsterwalde die Aufstellung von dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Photovoltaikfreiflächenanlage im Grenzgebiet der Gemarkung Finsterwalde/Grünewalde 
(Lauchhammer)“ beantragt. Die mit den Bauleitplanverfahren angestrebten 
Investitionsabsichten verfolgen das Ziel, eine Freiflächen-Photovoltaikanlage auf ehemaligen 
Abbauflächen zu errichten. 

Für den Änderungsbereich der 13. Änderung des Flächennutzungsplans ist die Ausweisung 
eines sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung auf Basis solarer Strahlungsenergie“ 
vorgesehen. In diesem Zusammenhang ist dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB 
folgend die Vereinbarkeit mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans zu prüfen. 

Die Stadt Finsterwalde verfügt über einen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan. 
Dieser weist den Änderungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft aus. Aus diesem Grund 
lässt sich der vorhabenbezoge Bebauungsplan „Photovoltaikfreiflächenanlage im Grenzgebiet 
der Gemarkung Finsterwalde/Grünewalde (Lauchhammer)“ nicht aus dem wirksamen 
Flächennutzungsplan entwickeln. 

Die deshalb erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt daher im 
Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 
Rechnung getragen.  
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2. PLANUNGSBINDUNGEN 

2.1 RECHTSGRUNDLAGEN 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBl. I Nr. 6) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 

o Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. 
November 2018 (GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
09. Februar 2021 (GVBl. I Nr. 5) 

o Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert durch 
Artikel1 des Gesetzes vom 25.September2020 (GVBl.I/20, [Nr.28]) 

o Hauptsatzung der Stadt Finsterwalde in der aktuellen Fassung 
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2.2 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seiner Teilräume wird durch 
raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und 
Maßnahmen entwickelt, geordnet und gesichert. 

Die Grundsätze und Ziele der Raumordnung sind der Bauleitplanung übergeordnet. Sie 
werden bindend in zusammenfassenden Plänen und Programmen der einzelnen Bundesländer 
festgesetzt. 

Folgenden Rechtsgrundlagen unterliegen die Planungen und Maßnahmen der Stadt 
Finsterwalde: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)   

• Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die Änderung des 
Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 235) 

• Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBI. II - 2019, Nr. 35), in Kraft getreten am 
1. Juli 2019 

• Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
(RegBkPlG) vom 08. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juni 2021 (GVBl. Nr. 19) 

• Sachlichen Teilregionalplan II Lausitz-Spreewald „Gewinnung und Sicherung 
oberflächennaher Rohstoffe“ vom 26.August 1998  

• Sachlicher Teilregionalplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ bekanntgemacht 
am 22. Dezember 2021 im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 50 

• Aufstellungsbeschluss des integrierten Regionalplanes der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Lausitz-Spreewald vom 20. November 2014 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind Planungen, die die räumliche Entwicklung und Ordnung eines Gebietes 
beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen.  

In diesem Zusammenhang entscheiden somit die Dimension der Freiflächen-
Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes, sowie die vorhersehbaren Auswirkungen 
auf gesicherte Raumfunktionen, die Raumbedeutsamkeit.  

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der Größe der 
Planung Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen 
(Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im ländlichen 
Raum eindeutig zugesprochen. Dazu zählt die europaweite und nationale Neuausrichtung auf 
die Erzeugung regenerativer Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse).  
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Im Anhang 2 zum Umweltbericht des LEPro2007 wird die positive Auswirkung auf Klima und 
Luft durch die Förderung regenerativer Energien hervorgehoben.  

„Durch die Neuausrichtung der Landwirtschafts- und Energiepolitik auf europäischer und 
nationaler Ebene verschiebt sich die Bedeutung der ländlich geprägten Räume von der 
Primärproduktion von Nahrungsmitteln auf die Erzeugung regenerativer Energien 
(Windenergie, Solarenergie, Biomasse) […]“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen zukunftsweisend 
durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende Produktionspotenziale 
insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] erschlossen und weiterentwickelt 
werden“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Auch gemäß dem LEP HR 2019 wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den erneuerbaren 
Energiearten (Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine besondere energiesichernde, 
wirtschaftliche und klimaneutralisierende Bedeutung zugesprochen.  

Der Grundsatz 2.1 des LEP HR 2019 besagt, dass in Räumen mit starkem wirtschaftlichem 
Strukturwandel neue Wirtschaftsfelder erschlossen und entwickelt werden sollen. Laut des 
Grundsatzes 8.1 des LEP HR sollen, um die Klimaschutzziele der Bundesregierung zu erreichen, 
erneuerbare Energien besonders entwickelt und gefördert werden.  

Diesen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung wird mit der Festsetzung eines 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf Basis solarer 
Strahlungsenergie“ innerhalb des Geltungsbereiches entsprochen. 

Gemäß dem Ziel 6.2 Abs. 1 LEP HR ist der Freiraumverbund räumlich und in seiner 
Funktionsfähigkeit zu sichern. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die den 
Freiraumverbund in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden sind ausgeschlossen, sofern sie 
die Funktion des Freiraumverbundes oder seine Verbundstruktur beeinträchtigen. 

Der Vorhabenstandort grenzt westlich bzw. südwestlich an den Freiraumverbund an. Gemäß 
Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung im Rahmen der Zielanfrage ist, 
unter Berücksichtigung der raumordnerischen Planungsschärfe, eine Beeinträchtigung des 
Freiraumverbundes jedoch nicht zu erwarten.  

 
Abbildung 1: Ausschnitt aus dem LEP HR (Lage des Planungsraumes rot markiert) 
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Der Sachliche Teilregionalplan „Gewinnung und Sicherung oberflächennaher Rohstoffe“ 
der Region Lausitz-Spreewald ist seit dem 26.08.1998 rechtskräftig.  

Gemäß Z 4.4.17 befinden sich im Bereich des Vorhabenstandortes keine Vorrang- oder 
Vorbehaltsgebiete. Die Planung befindet sich somit im Einklang mit dem Ziel 4.4.16 des 
Teilregionalplan II. 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus dem sachlichen Teilregionalplan II (Lage des Planungsraumes rot markiert) 

Der Sachliche Teilregionalplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ legt die Stadt Finsterwalde 
als Mittelzentrum fest. Die vorliegende Planung wird mit der damit verbundenen gehobenen 
Wirtschafts-, Einzelhandels-, Kultur-, Sport-, Freizeit-, Bildungs-, Gesundheits- und soziale 
Versorgungsfunktion weder begünstigt noch unterbunden. Die Grundfunktionalität der Stadt 
wird durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt.  

Bei dem Vorhabenstandort handelt es sich um eine ehemalige Abbaufläche des 
Tagebaubereiches „Grünewalde“ im Bereich des von der Bergbehörde zugelassenen 
Abschlussbetriebsplanes (ABP) „Restlöcher und bergbauliche Anlagen im Raum Plessa“. Gemäß 
des ABP Bergfolgelandschaft wurden landwirtschaftliche Nutzflächen hergestellt. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen.  

Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche 
Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Stadt insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

Gleichzeitig sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in einem notwendigen Umfang 
umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 S. 2 BauGB). Diese Grundsätze sollen in die abwägende 
Entscheidung einbezogen werden. 

Zu beachten ist, dass es sich bei diesem Planungsraum um eine Konversionsfläche handelt. Die 
hier geplante Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie entspricht den übergeordneten 
Vorgaben des EEG und der Raumordnung. 

„Den Anforderungen des Klimaschutzes und der damit verbundenen energiepolitischen 
Zielsetzung zum Ausbau erneuerbarer Energien wird im Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) derzeit u. a. durch eine gesetzlich garantierte Vergütung des Stroms aus 
Fotovoltaikfreiflächenanlagen entsprochen, wenn die Anlagen auf Konversionsflächen errichtet 
werden. Dies führt zu einer verstärkten Nachfrage nach entsprechenden Standorten.  
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Um dieser Nachfrage raum- und umweltverträglich gerecht zu werden, können auf 
Konversionsflächen Solaranlagen sowie Maßnahmen zu deren Systemintegration errichtet 
werden, wenn eine landschaftliche Einbindung und Anbindung an das Leitungsnetz 
sichergestellt wird sowie versiegelte oder durch Munition oder Altlasten vorbelastete Flächen 
genutzt und in ihrer ökologischen Funktion aufgewertet werden.“ (LEP HR zu G 5.10) 

Durch die geplante Aufständerung der Module mittels Rammpfosten ist keine dauerhafte 
Versiegelung des Bodens erforderlich.  

Bei dem einbezogenen Geltungsbereich handelt es sich um Flächen, die von dem ehemaligen 
Braunkohlentagebau Grünewalde in Anspruch genommen wurden. Auf Grund der 
zurückliegenden bergbaulichen Abbautätigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches liegen für 
diese Flächen keine Boden- oder Ackerzahlen vor.  

Die Untersuchung der Schutzgüter Boden und Fläche machen deutlich, dass es sich vorliegend 
nicht um Böden mit gehobener Bedeutung für die Landwirtschaft handelt. Nach Prüfung des 
Hoheitsgebietes der Stadt Finsterwalde und mit Verweis auf die in der Alternativenprüfung 
diskutierten Ansiedlungskriterien für Freiflächen-Photovoltaikanlagen drängt sich 
entsprechend kein besserer Standort auf. 

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige Ausformung einer 
bedarfsgerechten und ressourcenschonenden Landwirtschaft mit anderen öffentlichen 
Belangen, hier Gewinnung solarer Strahlungsenergie auf einer Konversionsfläche, in Einklang 
gebracht werden kann. 

Gemäß § 2 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 
2021) gilt folgender Grundsatz: „Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den 
dazugehörigen Nebenanlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der 
öffentlichen Sicherheit.  

Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die 
erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden 
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.“ 

Für den jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb bzw. den entsprechenden Flächeneigentümer 
als Partner der oben beschriebenen Investitionsabsichten besteht für die Betriebsdauer der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage aufgrund der zu erwartenden Pachteinnahmen die 
Zusicherung regelmäßiger Einkünfte als Ausgleich für nicht kalkulierbare Ernteeinbußen oder 
Ausfälle durch klimatische Einflüsse.   

Das Projekt trägt also im besonderen Maße zur Existenzsicherung von landwirtschaftlichen 
Betrieben innerhalb des Gemeindegebietes bei.   

Die dargelegten Planungsabsichten und die in § 2 EEG 2023 formulierte besondere Bedeutung 
der erneuerbaren Energien lassen zum derzeitigen Planungsstand keinen Widerspruch zu den 
Zielen der Raumordnung erkennen.  
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Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung teilte mit Stellungnahme vom 04.01.2023 mit, 
dass dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Photovoltaikfreiflächenanlage im Grenzgebiet 
der Gemarkung Finsterwalde/Grünewalde (Lauchhammer)“ Ziele der Raumordnung derzeit 
nicht entgegenstehen. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree teilte mit Schreiben vom 28.11.2022 
mit, dass keine rechtskräftigen Ziele und Grundsätze auf Ebene der Regionalplanung 
vorliegen, die dem Vorhaben widersprechen. 

Die 13. Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes 
„Photovoltaikfreiflächenanlage im Grenzgebiet der Gemarkung Finsterwalde/ 
Grünewalde (Lauchhammer)“ der Stadt Finsterwalde ist mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung vereinbar. 

 

Landschaftsplan 
Als übergeordnete Fachplanungen sind der Landschaftsrahmenplan des Landkreis Elbe-Elster 
(LRP, Stand 1997) bzw. die Biotopverbundplanung des Landkreis Elbe-Elster (Stand 2010) als 
Fortschreibung des LRP bei der Planaufstellung zu berücksichtigen.  

Die gesetzlichen Anforderungen an die Landschaftsplanung sind im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) in Kapitel 2 in den §§ 8 bis 12 BNatSchG formuliert. Auf der Landesebene ist § 5 
BbgNatSchG maßgebend. 

§ 8 BNatSchG erklärt das Instrument Landschaftsplanung zum abweichungsfesten allgemeinen 
Grundsatz des Naturschutzes. Dies unterstreicht die besondere Bedeutung der 
Landschaftsplanung als das planerische und damit vorsorgende Instrument des Naturschutzes. 

§ 9 beschreibt die allgemeinen Aufgaben der Landschaftsplanung und regelt ihre Inhalte. 

§ 10 regelt, dass regionale Landschaftsrahmenpläne flächendeckend für alle Teile des Landes 
aufzustellen sind. 

Dagegen regelt § 11 abweichend vom Grundsatz der flächendeckenden Landschaftsplanung 
auf kommunaler Ebene den derzeit geltenden Maßstab der Erforderlichkeit. Demnach sind 
Landschaftspläne aufzustellen, sobald und soweit dies insbesondere aufgrund von 
wesentlichen Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum erforderlich ist. In 
diesem Zusammenhang wurde der Katalog der Inhalte der Landschaftsplanung auch mit Blick 
auf die Unterstützung der Umsetzung von europarechtlichen Anforderungen durch den 
Bundesgesetzgeber ständig erweitert.  

Aufbauend auf die dazu bestehenden europarechtlichen Grundlagen wurden mit dem UVPG 
vom 25.6.2005 (BGBl I Seite 1746) die wesentlichen Funktionen der Umweltprüfung in die 
bundesdeutsche Gesetzgebung eingebracht. Die Umweltprüfung ist seither zwingendes Recht 
in der Bauleitplanung, soweit nicht die Pläne im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB oder 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. 
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Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf das Abwägungsgebot und die Umweltprüfung 
nach den §§ 1 Abs. 7, 2 Abs. 3 und 2 Abs. 4 S. 3 des Baugesetzbuches. Gleichzeitig hat der 
Gesetzgeber Einzelheiten zur Umweltprüfung geregelt.  

Im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB ist die Umweltprüfung auf Umweltbelange und 
Belange von bodenrechtlicher Relevanz zu beschränken. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, 
dass die Erforderlichkeit der Bauleitplanung allein nach § 1 Abs. 3 BauGB zu prüfen ist. Die 
planende Stadt hat alle voraussichtlich erheblichen Auswirkungen auf Umweltbelange im 
Rahmen der Umweltprüfung zu untersuchen. So ist ein Umweltbericht auch notwendig, wenn 
keine Umweltauswirkungen prognostiziert werden. 

Im Umweltbericht erfolgt eine schutzgutbezogene fachliche Bewertung auf Basis der Vorschrift 
des § 2 Abs. 4 BauGB. Diese fachliche Bewertung ist durch die planende Gemeinde außerhalb 
des Umweltberichtes nach § 1 Abs. 7 BauGB abzuwägen. Nach § 14b Abs. 1 Nr. 1 UVPG i. V. m. 
Anlage 3 Nr. 1.9; ist die Pflicht zur Umweltprüfung als zwingendes Recht anzuwenden.  

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage auf die Schutzgüter 
des Untersuchungsraums ergab insgesamt, dass die Schutzgüter aufgrund der beschriebenen 
vorhabenbedingten Auswirkungen nicht erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt werden.  

Unter Einhaltung der beschriebenen Vermeidungsmaßnahme ist von keiner Beeinträchtigung 
der relevanten und untersuchten Arten auszugehen. Eine Beeinträchtigung weiterer besonders 
oder streng geschützter Arten ist nicht ableitbar. Während der Betriebsphase sind 
vorhabenbedingt keine Immissionswirkungen im Plangebiet absehbar, die auch nur 
ansatzweise zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 
gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  
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3. ENTWICKLUNGSZIELE DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG 

Der Änderungsbereich der 13. Änderung des Flächennutzungsplans werden als Flächen für 
Landwirtschaft dargestellt. Die geplante Festsetzung im Bebauungsplan als sonstige 
Sondergebiete mit der Zweckbestimmung Energiegewinnung auf Basis solarer 
Strahlungsenergie lässt sich daraus nicht entwickeln.  

Die in Rede stehende Flächennutzungsplanänderung berührt ausschließlich derzeit 
landwirtschaftlich genutzte Konversionsflächen. Mit der vorgesehenen Änderung und 
Ergänzung der Darstellung des Flächennutzungsplans von einer Fläche für die Landwirtschaft 
in ein sonstiges Sondergebiet sowie Flächen für Wald werden die Flächen im Sinne des 
Entwicklungsgebotes nach § 8 Abs. 2 BauGB bauplanungsrechtlich vorbereitet, was eine 
wesentliche Grundvoraussetzung für die tatsächliche Umsetzung der Investitionsabsichten 
darstellt. 

Da der Gesetzgeber mit der Klimaschutznovelle des BauGB 2011 und des Gesetzes für den 
Ausbau erneuerbarer Energien den Erfordernissen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung als öffentlichen Belang eine herausgehobene und darüber hinaus 
überragende und vorrangige Stellung eingeräumt hat, decken sich zudem die 
bundespolitischen Zielstellung mit denen der Stadt Finsterwalde, wonach dem Ausbau der 
Erneuerbaren Energien zum Schutz des Klimas auch tatsächlich Raum geschaffen werden 
müsse. Einen Beitrag zur Senkung des CO2 Ausstoßes zu leisten, um damit dem Klimawandel 
entgegenzuwirken, ist elementares Ziel der Stadt Finsterwalde. Mit der vorliegenden 
Flächennutzungsplanänderung werden die entsprechenden Voraussetzungen zur Erreichung 
dieses Ziels geschaffen. 

Für den Änderungsbereich der 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Finsterwalde ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Fläche für Landwirtschaft 49 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet „SO EBS“ 0 ha 49 ha 

Flächen für Wald 1,5 ha 1,5 ha 

 
 
  



S e i t e  | 11 
 

13. Änderung des Flächennutzungsplans   Begründung Stand August 2024 
der Stadt Finsterwalde 

4. AUSWIRKUNGEN DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG  

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 
Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen für die 
Entwicklung eines Solarparks mit extensiver Bewirtschaftung zwischen und unterhalb der 
Modulreihen geschaffen. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen, bei der die Betriebsfläche als extensive 
Mähwiese entwickelt wird. Es besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige Ermittlung 
bestimmter Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungsebene zuzuordnen 
(Abschichtung). Eine angemessene und abschließende Konfliktbewältigung der zu 
erwartenden Auswirkungen ist auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
zweckmäßig. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die mit der Aufstellung der 
13. Änderung des Flächennutzungsplans im Vernehmen mit dem Bebauungsplan mögliche 
Flächeninanspruchnahme sowie die vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten 
Auswirkungen des geplanten sonstigen Sondergebietes auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. 

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Flächennutzungsplanänderung auf die Schutzgüter 
des Untersuchungsraums lässt sich aufgrund der bestehenden Zusammenhänge beider 
Bauleitplanverfahren auf die 13. Änderung des Flächennutzungsplans übertragen und wird 
im laufenden Aufstellungsverfahren erstellt. 
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